
Zusätzlich 11 Millionen Franken für 
«Entlastungspaket Energiepreise»
Staatliche Hilfe Die Regierung beantragt für 2023 einen Nachtragskredit in Höhe von fast 11 Millionen Franken. Damit sol-
len einkommensschwache Haushalte und Unternehmen unterstützt werden, die von den hohen Energiekosten betroffen sind.

VON TATJANA BÜCHEL

Die Energiepreise gehen seit 
dem Beginn des Ukraine-
konfl ikts durch die Decke. 
Die Rechnungen für Gas 

und Strom werden von Mal zu Mal 
höher. Aber auch die Preise für Treib-
stoff , Heizöl, Pellets und Fernwärme 
haben sich in den vergangenen Mo-
naten stark erhöht. Eine Belastung 
für energieintensive Unternehmen, 
aber auch für einkommensschwache 
Haushalte. «Die liechtensteinischen 
Endkundenpreise für Gas haben sich 
im Vergleich zum vergangenen Jahr 
verdoppelt. Ebenso haben die Liech-
tensteinischen Kraftwerke (LKW) für 
das Jahr 2023 eine Verdoppelung der 
Endkundenpreise beim Strom ange-
kündigt», schreibt die Regierung in 
einem gestern veröff entlichten Be-
richt und Antrag (BuA) betreff end 
befristete Entlastungsmassnahmen 
zur Abfederung der Energiepreis-
steigerungen – also für ein «Entlas-
tungspaket Energiepreise».

Inländische Arbeitsplätze erhalten

Diese hohen und teilweise auch wei-
ter steigenden Energiepreise können 
zu schweren finanziellen Problemen 
führen. Daher hat die Regierung im 
September die Taskforce «Energie-
preise» eingesetzt und damit beauf-
tragt, konkrete Massnahmen zur Ab-
federung der Kosten zu erarbeiten. 
In ihrer Sitzung vom 31. Oktober hat 
die Regierung schliesslich solche 
Massnahmen beschlossen. Im Be-
reich der privaten Haushalte sollen 
zusätzliche Gelder für die wirt-
schaftliche Sozialhilfe, Ergänzungs-
leistungen zur AH-IV und Mietbei-
träge für Familien gesprochen wer-
den. Ausserdem können einkom-

mensschwache Haushalte eine ein-
malige Energiekostenpauschale be-
antragen, die von 182 Franken für ei-
nen Einpersonenhaushalt mit bis zu 
77 000 Franken Erwerb, bis hin zu 
2060 Franken für einen Haushalt 
mit sechs und mehr Personen und 
einem Erwerb von maximal 26 000 
Franken reicht. Als weitere Mass-
nahme wurde entschieden, dass 
Hilfseinrichtungen, wie zum Bei-
spiel die Caritas, zusätzliche Mittel 
für die Unterstützung von Härtefäl-
len erhalten. 
Auch Unternehmen, die die anfal-
lenden Energiekosten nicht mehr 
selbst tragen können, sollen im kom-
menden Jahr finanziell vom Land 
unterstützt werden. «Ziel dieser be-
fristeten Härtefallunterstützung ist 

es, Arbeitsplätze in Liechtenstein zu 
erhalten. Es sollen dabei jene Unter-
nehmen unterstützt werden, welche 
sich aufgrund des erheblichen An-
stiegs der Energiepreise in einer 
existenzbedrohenden Lage befin-
den», heisst es im BuA weiter.

Die zu erwartenden Mehrkosten für 
diese befristeten Entlastungsmass-
nahmen belaufen sich gemäss BuA 
auf fast 11 Millionen Franken. Die Re-
gierung beantragt beim Landtag da-
her einen entsprechenden Nach-
tragskredit für das Budget 2023.

Gemäss BuA geplante Aufteilung
der zusätzlichen fi nanziellen Mittel
Ergänzungsleistungen zur AHV-IV 550 000 Franken
Mietbeiträge für Familien 450 000 Franken
Unterstützung Härtefälle 300 000 Franken
Landesbeitrag Wirtschaftliche Hilfe 355 000 Franken
Energiekostenpauschale für einkommensschwache Haushalte 5 Millionen Franken
Beiträge für Wirtschaftsförderung  4 Millionen Franken

Heute
November-Landtag
Viele heisse Eisen im 
November-Landtag
Heute um 9 Uhr startet der 
Landtag in die November-
Sitzung. Neben dem Landes-
voranschlag bieten insbe-
sondere die Vorstösse zum 
Casino-Verbot, zur «Ehe für 
alle» und zu den AHV-Ren-
ten viel Diskussionsstoff.
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Kanton Graubünden Auch 
zweiter Jungwolf abgeschossen
BERN Die Bündner Wildhut hat am 
Sonntagabend in Vals einen männli-
chen Jungwolf des Wannaspitzrudels 
abgeschossen. Bereits am 4. Oktober 
war ein junges Weibchen des Rudels 
erlegt worden. Damit ist noch ein 
Wannaspitz-Jungwolf zum Abschuss 
frei. Die Abschussbewilligung für die 
beiden weiteren Jungwölfe des Ru-
dels hatte das Bundesamt für Um-
welt (Bafu) am vergangenen Freitag 

erteilt. Den am Sonntag erlegten 
Wolf wird das Zentrum für Fisch- 
und Wildtiermedizin in Bern unter-
suchen, wie Kora, die Stiftung zur 
Raubtierüberwachung, am Dienstag 
mitteilte. Die genetische Untersu-
chung nimmt die Universität Lau-
sanne vor. Aus dem Wannaspitzru-
del soll noch ein Jungwolf abgeschos-
sen werden. Ihn darf die Wildhut bis 
am 31. März 2023 erlegen. (sda)

Inland Bergsteigerlegende 
Reinhold Messner faszinierte 
gestern im SAL in Schaan 
ein Publikum von Jung bis 
Alt. Messner ist der berühm-
teste Bergsteiger unserer 
Zeit und kann auf viele Leis-
tungen zurückblicken. Seite 2

Inland Die DpL will die Ge-
bühren für Pass und Identi-
tätskarte deutlich senken. 
Nachdem der Landtag dies 
ablehnte, soll nun das Volk 
entscheiden. Seite 3

Inland Erneut wurden deut-
lich weniger Personen posi-
tiv auf das Coronavirus ge-
testet als in der Vorwoche. 
Doch warum sinken die Co-
ronazahlen so stark? Ist die 
für den Herbst erwartete In-
fektionswelle bereits wieder 
vorbei? Seite 6

Ausland Die Aufgaben der 
zweiwöchigen Weltklimakon-
ferenz, die am kommenden 
Sonntag beginnt, sind ge-
waltig: Es geht um nichts 
weniger als eine Überlebens-
frage für Millionen Men-
schen. Seite 10

Sport Die diesjährige Billard-
Landesmeisterschaft war an 
Spannung kaum zu überbie-
ten. Die Entscheidung fiel 
erst in der letzten Partie. Den 
Titel sicherte sich Steve Heeb 
vor Michael Biedermann und 
Oliver Müller. Seite 13

Panorama Fünf Prozent der 
Schweizer Bevölkerung ab 14 
Jahren essen kein Fleisch, er-
nähren sich also vegetarisch. 
Vegan – unter Verzicht sämt-
licher Produkte tierischer 
Herkunft – leben 0,6 Prozent 
der Bevölkerung. Seite 20

Die Tageszeitung        für Liechtenstein

Für die Neuausrichtung 
der Medienlandschaft
Journalismus-Initiative 
will befristete Erhöhung 
der Medienförderung.

3 Schere beim bezahlbaren 
Wohnraum öffnet sich
Die Bodenpreise in 
Schaan sind seit 2000 
um 60 Prozent gestiegen.

5 11 Vor dem Spiel in Limassol
Bellinzona-Pleite abgehakt
FCV will Sieg zum Ende 
der Conference League

Noch 
3

Tage!
auktion.Volksblatt.li

ANZEIGE

Mittwoch, 2. November 2022
146. Jahrgang Nr. 208

Ist dir alles
zu viel?
suppOrt
Soziale Beratungsstelle

www.support.li Saxgass 4, Schaan
T +423 233 22 99 | M +423 797 22 77

ANZEIGEN

So viele Subs wie du magst
ein Getränk und ein Cookie
Montag und Freitag ab 14 U
Subway® ist eine eingetragene Marke von Subway IP Inc. ©2017 Subway

Energiepreise: Regierung will 
Haushalte und Betriebe entlasten
Massnahmen Auf Empfeh-
lung der Taskforce «Energie-
preise» hat sich die Regierung 
entschlossen, befristete und 
einmalige Unterstützungen 
für einkommensschwache 
Haushalte und energieintensi-
ve Unternehmen umzusetzen.

VON SEBASTIAN ALBRICH

Anstatt über die Grenze zu blicken 
und blind Massnahmen der Nach-
barstaaten zu kopieren, setze die Re-
gierung bewusst auf einen liechten-
steinischen Weg: So fasste Regie-
rungschef Daniel Risch die am Mon-
tag präsentierten Ansätze zusam-
men. Die Ende September gegründe-
te Taskforce «Energiepreise» hatte 
sich hierfür unter Einbezug von 
LANV, Caritas, Wirtschaftskammer, 
Industrie- und Handelskammer 
(LIHK) sowie dem Hotel- und Gastro-
nomieverband (LHGV) der Frage ge-
widmet, wie die massiven Steigerun-
gen der Energiepreise für Haushalte 
und Unternehmen sinnvoll abgefan-
gen werden können. Auch wenn sich 
Wirtschaftskammer und LHGV für 
f lächendeckende Massnahmen wie 
einen Strompreisdeckel für das Jahr 
einsetzten, zog die Mehrheit zielge-
richtete Massnahmen einer «Giess-
kanne» vor. Dadurch könne einkom-
mensschwachen Haushalten und 
energieintensiven Unternehmen ge-
holfen werden, ohne dass der positi-
ve Effekt eines grundsätzlichen 
Stromsparens gegen die Energie-
mangellage aufgegeben werde.

An Prämienverbilligung geknüpft

Die Energiepreissteigerungen dürf-
ten sich für einen liechtensteini-
schen Vier-Personen-Haushalt im 
Jahr mit etwa 1700 bis 2200 Franken 
mehr zu Buche schlagen. «Für gewis-
se Haushalte ist das zwar nicht er-
freulich, aber ohne Weiteres stemm-
bar. Andere stellt dies vor grosse 
Probleme», betonte Gesellschaftsmi-
nister Manuel Frick. Letzteren wolle 
die Regierung mit den nun vorge-
stellten Massnahmen unter die Arme 
greifen. Dabei setze man bewusst 
auf bestehende Strukturen. Die erste 
Massnahme für einkommensschwa-
che Haushalte hatte Frick dabei be-
reits im Oktober-Landtag angekün-

digt. So sollen die wirtschaftliche 
Sozialhilfe, konkret die Pauschalen 
des Grundbedarfs für den Lebensun-
terhalt und die Wohnnebenkosten, 
sowie die Ergänzungsleistungen für 
Rentner und die Mietbeiträge für Fa-
milien erhöht werden. Neben den 
Sozialhilfebezügern sollen auch all 
jene Einwohner zum Zug kommen, 
die bereits Anspruch auf Prämien-
verbilligung haben. Das wäre im-
merhin jeder vierte Einwohner. Sie 
sollen eine einmalige Unterstützung 
erhalten, die wie die Prämienverbil-
ligung selbst, nach Einkommen und 
Haushaltsgrösse vergeben wird. Vor-
aussetzung wird sein, dass sie diese 
einmalige Unterstützung aktiv bean-
tragen, betonte Frick. Dies gilt auch 
für Personen, die bereits Prämien-
verbilligung beantragt haben. 
Als finales Auffangnetz plant die 
Regierung zudem eine ergänzende 
Unterstützung für Härtefälle, die 
durch die anderen beiden Massnah-
men nicht abgeholt werden. Die 
Idee sei, dass sich Betroffene an die 
Caritas und andere soziale Einrich-
tungen wenden können, die hierfür 
mit einem staatlichen Beitrag von 
insgesamt 300 000 Franken ausge-
stattet werden. «Diese finale Mass-
nahme soll speziell Personen hel-
fen, die durch Arbeitsverlust oder 
andere Ereignisse vom einen auf 
den anderen Tag vor einer komplett 
neuen finanziellen Situation ste-

hen», argumentierte der Gesell-
schaftsminister. 

Subvention für 

energiehungrige Branchen 

Bei den Unternehmen ist die Regie-
rung einer ähnlichen Logik gefolgt 
und will sich auf besonders betroffe-
ne Unternehmen beschränken. Tat-
sache sei nämlich, dass der Anteil 
der Energiekosten am Umsatz beim 
Grossteil der Unternehmen im Land 
unter zwei Prozent liege und nur we-
nige die Vier-Prozent-Marke über-
schreiten würden, begründete Wirt-
schaftsministerin Sabine Monauni 
den Entscheid, lediglich energiein-
tensive Unternehmen zu fördern. So 
ist vorgesehen, dass die Strompreise 
nur für Unternehmen subventio-
niert werden, deren Energiekosten 
mehr als drei Prozent des Umsatzes 
ausmachen und die eine geringe 
Profitabilität aufweisen. Ausgenom-
men von einer Subventionierung sei-
en zudem Land und Gemeinde, öf-
fentliche Unternehmen, Immobili-
enunternehmen sowie Unterneh-
men, die ihren Strom am freien 
Markt einkaufen. Um die Subventio-
nen zu erhalten, müssen anspruchs-
berechtigte Unternehmen lediglich 
ihre Quartalsstromrechnung einrei-
chen. Die Rückerstattung erfolge da-
raufhin nach einem regressiven 
Muster: Wird das erste Quartal noch 
mit 10 Rappen pro Kilowattstunde 

vergütet, sind es im zweiten noch 
Rappen im dritten 5 und im viert
Quartal 2,5 Rappen. Dadurch s
laut Monauni ein Anreiz geschaff
werden, den Energieverbrauch lä
gerfristig zu reduzieren. Zu diese
Zweck will die Regierung mittelfr
tig die Möglichkeit von staatlich
Darlehen für Unternehmen prüfe
die in ihre Energieeffizienz invest
ren wollen, denen es jedoch an 
nanziellen Mitteln fehlt.
Der enge Fokus der Unterstützung
für die liechtensteinische Wirtsch
stiess bei der Wirtschaftskamm
am Montag erneut auf Kritik, da 
grossf lächigere Hilfen angestre
hatte. Sie begrüsste in ihrer Ausse
dung dennoch, dass die Regieru
immerhin stark betroffene Betrie
in dieser schwierigen Situation u
terstützen möchte. Versicherte 
doch auch, dass sie die Auswirku
gen dieser Massnahmen genau beo
achten werde.

Massnahmen zum Jahresbeginn

In Kraft treten sollen die am Mont
vorgestellten Massnahmen geme
sam mit der drastischen Strompre
erhöhung im Januar 2023. Insgesa
sollen damit nach ersten Berechnu
gen zwischen 10 und 15 Millionen 
Mehrkosten von Haushalten und B
trieben durch den Staat gedeckt w
den, während sich eine Giesskanne
lösung mit 16 bis 53 Millionen f
Haushalte und Unternehmen, una
hängig ihrer Bedürftigkeit, zu Buc
geschlagen hätte. Damit die Ma
nahmen mit Jahreswechsel umg
setzt werden können, steht der R
gierung noch einiges an Arbeit bev
Dabei geht es jedoch nicht nur u
deren detaillierte Ausgestaltun
Denn während sich die Subvention
für die Wirtschaft gestützt durch d
bestehende Gesetz zur Wirtschaf
förderung umsetzen lassen, sind z
Erhöhung der Sozialhilfe, Mietbeit
ge und Ergänzungsleistungen Anp
sungen bestehender Verordnung
und Gesetze nötig. Der einmalige B
trag an einkommensschwache Ha
halte erfordert hingegen eine ko
plett neue gesetzliche Grundlage. 
diesen Voraussetzungen muss die R
gierung in den kommenden Woch
mit Hochdruck arbeiten, damit 
dem Landtag rechtzeitig für die D
zembersitzung die notwendigen ni
und nagelfesten Vorlagen unterbr
ten kann.

Regierungschef-Stellvertreterin Sabine Monauni, Regierungschef Daniel Risch 
und Regierungsrat Manuel Frick an der Medienkonferenz. (Foto: IKR)

So berichtete das «Volksblatt» in
der Ausgabe vom 2. November.(Symbolfoto: SSI)


